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Einleitung 

Seit der großen Finanzverfassungsre-
form von 1969 steht der Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern in 
regelmäßigen Abständen auf der poli-
tischen Agenda. Dass dies immer in 
zeitlicher Nähe zu wichtigen Land-
tagswahlen erfolgte, lässt sich kaum 
übersehen. Auch im September 2013 
wird in den beiden Geberländern Bay-
ern und Hessen gewählt. Nicht um-
sonst fahren die Ministerpräsidenten 
beider Länder zur Zeit schwere verba-
le Geschütze auf, um die vermeintli-
chen Defizite dieses Regelsystems der 
Finanzverfassung öffentlich zu geißeln 
und ihren erneuten Gang zum Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe zu 
rechtfertigen. So kritisierte Bayerns 
Ministerpräsident Seehofer (CSU) im 
Rahmen einer gemeinsamen Kabi-
nettssitzung von bayerischer und hes-
sischer Landesregierung, dass der 
Länderfinanzausgleich „in seiner jet-
zigen Form […] unsolidarisch, unge-
recht und leistungsfeindlich“ sei und 
sich „in einer untragbaren Schieflage“ 
befinde, da nur „noch drei Zahlerlän-
der […] 13 Nehmerländer unterstüt-
zen“ müssten. Hessens Ministerpräsi-
dent Volker Bouffier (CDU) sekun-
dierte, dass die Klage deshalb „ein Akt 

politischer Notwehr“ und „jetzt folge-
richtig“ sei.1 

Wegen der guten wirtschaftlichen 
Erholung nach dem Konjunkturein-
bruch als Folge der weltweiten Finanz- 
und Wirtschaftskrise 2008/2009 sind 
die Steuereinnahmen beider Länder in 
den vergangenen drei Jahren wieder 
kräftig gestiegen. Damit haben sich 
auch die Zahlungsverpflichtungen im 
Finanzausgleich wieder automatisch 
erhöht, da diese immer in Abhängig-
keit vom Steueraufkommen ermittelt 
werden. Die Wirtschaftsentwicklung 
ist dabei so positiv, dass Hamburg – 
das in den vergangenen Jahrzehnten 
stets zum Kreis der Geberländer zählte 
– 2012 erstmals zum Nehmerland wur-
de – auch wenn die Zuweisungen an 
Hamburg lediglich 21 Mio. Euro be-
trugen. Baden-Württemberg, das seit 
der Landtagswahl 2010 von Minister-
präsident Winfried Kretschmann 
(Bündnis 90/DIE GRÜNEN) und da-
mit der ersten grün-roten Landesregie-
rung geführt wird, verhält sich in den 
politischen Auseinandersetzungen um 
den Länderfinanzausgleich – im Ge-
gensatz zu früheren Verhandlungsrun-
den – bisher zurückhaltend, obwohl es 
mit Zahlungen in Höhe von rund 2,6 
Mrd. Euro im Jahr 2012 zu den drei 
Geberländern zählt.  
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Finanzausgleichsverhandlungen 
weisen einen fast schon vorhersagba-
ren Verlauf auf. In der Vergangenheit 
hat das Bundesverfassungsgericht im-
mer wieder eine herausgehobene Rolle 
als Streitschlichter in den verfahrenen 
Verhandlungen zwischen Geber- und 
Nehmerländern gespielt. Meist waren 
es die Geberländer, die die Karlsruher 
Richter mit umfangreichen Klage-
schriften angerufen haben. Sie sahen 
sich durch die jährlichen Ausgleichs-
pflichten über Gebühr belastet. Die 
Argumentationsmuster von Geber- und 
Nehmerländern ähneln sich dabei zum 
Teil bis in die Formulierungen. So stel-
len die finanzstarken Länder immer 
wieder die Verfassungskonformität des 
vermeintlich ungerechten Ausgleichs-
systems in Frage. Sie verweisen auf 
fehlende Anreize der Länder zur Pflege 
eigener Steuerquellen, da der Finanz-
ausgleich – verfassungsrechtlich ge-
schützt – eine dauerhafte finanzielle 
Mindestausstattung garantiere. Die 
Nehmerländer führen vor allem das in 
der Verfassung verankerte Leitbild der 
„Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im gesamten Bundesge-
biet“ ins Feld. Dieses verpflichte Bund 
und finanzstarke Länder, auch in Zu-
kunft angemessene Ausgleichszuwei-
sungen aufzubringen. 

Im Folgenden wird zunächst die 
Grundstruktur des Bund-Länder-Fi-
nanzausgleichs dargestellt. Dazu wird 
auf die entsprechenden Bestimmungen 
des Grundgesetzes sowie zentrale Aus-
sagen des Bundesverfassungsgerichts 
eingegangen. Denn Finanzausgleichs-
recht ist inzwischen zu einem Großteil 
Richterrecht, das bei zukünftigen poli-
tischen Reformen nicht einfach über-
gangen werden kann. Sonst besteht die 
Gefahr, dass mögliche Verlierer von 
Finanzausgleichsverhandlungen mit 
Verweis auf die Rechtsprechung das 
Gericht erneut anrufen. In einem zwei-
ten Argumentationsschritt werden die 
derzeit diskutierten Reformvorschläge 
vorgestellt und ihre Realisierungschan-

cen diskutiert. Schließlich sind die 
Aussichten für die anstehenden Ver-
handlungen zu einer Reform des Fi-
nanzausgleichs zu beleuchten.  

Die Struktur des Bund-Länder-
Finanzausgleichs und die 
Verteilungsvolumina2 

Der Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern erfüllt die Funktion eines 
Spitzenausgleichs und lässt sich als 
„Nullsummenspiel“ charakterisieren. 
Denn er dient nicht der Erschließung 
zusätzlicher Einnahmen, sondern ledig-
lich der Umverteilung eines Teils des 
gesamten Steueraufkommens, das 
Bund und Länder jährlich vereinnah-
men. Der Finanzausgleich soll nicht 
die Unterschiede in der regionalen 
Wirtschaftskraft der Länder ausglei-
chen oder gar deren Ursachen beheben. 
In Art. 106 und 107 GG hat der Grund-
gesetzgeber ein aus vier Stufen beste-
hendes Ausgleichssystem zur Steu-
erumverteilung institutionalisiert, da er 
schon sehr früh festgestellt hatte, dass 
das Steueraufkommen in der Bundes-
republik regional sehr unterschiedlich 
ausfällt. Würde es keinen Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern ge-
ben, läge Hamburgs originäre Finanz-
kraft pro Kopf um über hundert Pro-
zent über der von Sachsen-Anhalt. 
Denn während die ostdeutschen Bun-
desländer mit einer Finanzkraft von 
rund 50 Prozent des Länderdurch-
schnitts die Schlusslichter bilden, wies 
Hamburg im Jahr 2012 mit einem Wert 
von 149,4 Prozent die höchste Finanz-
kraft pro Kopf auf – gefolgt von Bay-
ern mit 126,2 Prozent, Baden-Würt-
temberg mit 121,6 Prozent und Hessen 
mit 117,8 Prozent.3  

Die Stufenfolge des Finanzaus-
gleichssystems ist in der Vergangen-
heit mehrfach infrage gestellt, jedoch 
nie grundlegend verändert worden. Das 
Bundesverfassungsgericht hat bereits 
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1986 ausdrücklich betont, dass ein be-
liebiges Austauschen der Stufenfolge 
nicht zulässig ist. Denn wenn die be-
stehenden Stufen auswechselbar wären 
bzw. übersprungen werden könnten, 
stünde die Kohärenz des Finanzaus-

gleichsgefüges in Gänze infrage.4 Au-
ßerdem könnten einzelne Mechanis-
men auf diese Weise Effekte entfalten, 
die die vom Grundgesetzgeber inten-
dierten Ausgleichswirkungen konterka-
rieren. 

 
 

Eigene Darstellung. Die vertikalen Ausgleichsmechanismen werden zwischen Bund und 
Ländern vollzogen, die horizontalen Komponenten nur unter den Ländern.  
 
Der Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern besteht aus zwei vertika-
len und zwei horizontalen Ausgleichs-
komponenten. Die Verteilung der jähr-
lich vereinnahmten Steuereinnahmen 
auf Bund, Länder und Gemeinden nach 
Art. 106 und 107 GG bildet die erste 
Stufe des Finanzausgleichs. Diese wird 
als „primärer vertikaler Finanzaus-
gleich“ bezeichnet. Die Verteilung der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer 
folgt dem „Prinzip der hälftigen Tei-

lung“. Danach steht Bund und Ländern 
jeweils die Hälfte des Aufkommens 
aus beiden Steuerarten zu. Seit 1970 
erhalten auch die Gemeinden einen 
Anteil von 15 Prozent am Aufkommen 
der Lohn- und Einkommensteuer, so 
dass der Anteil von Bund und Ländern 
jeweils 42,5 Prozent beträgt. Im Ge-
gensatz dazu bestimmt das Grundge-
setz nicht, welche Anteile Bund und 
Länder am Aufkommen der Umsatz-
steuer erhalten. Diese erbringt jährlich 

Bundesergänzungszuweisungen  
„sekundärer vertikaler Finanzausgleich“ 

2012: 11 Mrd. Euro 

92 % 

95 % 

99,5 % 

Umsatzsteuervorwegausgleich 
„primärer horizontaler Finanzausgleich“ 

2012: 7,3 Mrd. Euro  

Länderfinanzausgleich i. e. S.  
„sekundärer horizontaler Finanzaus-

gleich“ 

2012: 7,9 Mrd. Euro 

Primäre Steuerverteilung 
„primärer vertikaler Finanzausgleich“ 

2012: Bund: 256 Mrd. Euro; Länder: 236 Mrd. Euro  
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rund 140 Mrd. Euro. Sie ist damit die 
zweitgrößte Einnahmequelle des Staa-
tes. Die Ausführungen des Art. 106 
Abs. 3 GG zur Verteilung der Umsatz-
steuer beschränken sich auf eine Auf-
zählung von einigen abstrakt gehalte-
nen „Grundsätzen“. Ausgangspunkt 
der Verteilung soll danach eine „mehr-
jährige Finanzplanung“ bilden, um die 
„Deckungsbedürfnisse des Bundes und 
der Länder“ aufeinander abzustimmen 
und einen „billigen Ausgleich“ zu er-
zielen. Dabei soll „eine Überbelastung 
der Steuerpflichtigen vermieden und 
die Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet gewahrt“ wer-
den. Das Abstraktionsniveau dieser 
Verteilungsmaßstäbe ist derart hoch, 
dass die ihnen ursprünglich zuge-
schriebene Hilfsfunktion gering ist. In 
der Vergangenheit boten sie vielmehr 
regelmäßig Anlass für politischen 
Streit, weil Bund und Länder unter-
schiedliche Vorstellungen hinsichtlich 
ihrer Interpretation hatten. Der verblei-
bende Regelungsbedarf zur Umsatz-
steuerverteilung zwischen Bund und 
Ländern wird durch das Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) abgedeckt, das 
nicht so hohen parlamentarischen Hür-
den wie eine Grundgesetzänderung un-
terliegt. Die Umsatzsteuerverteilung 
stellt damit das flexible Instrument der 
deutschen Finanzverfassung dar, das 
für den Fall unvorhergesehener finan-
zieller Anpassungserfordernisse zum 
Tragen kommt. Gemäß § 1 FAG wird 
die Umsatzsteuer in einem Verhältnis 
49,7 zu 50,3 Prozent auf Bund und 
Länder aufgeteilt. Aufgrund diverser 
Sonderregelungen und Vorabzüge be-
trägt das tatsächliche Verhältnis von 
Bund und Ländern am Aufkommen aus 
der Umsatzsteuer 53,4 zu 46,6 Prozent. 

Auf einer zweiten Stufe des Fi-
nanzausgleichs werden 75 Prozent des 
Länderanteils an der Umsatzsteuer auf 
die einzelnen Länder nach deren Ein-
wohnerzahl verteilt. Die verbleibenden 
25 Prozent erhalten diejenigen Länder, 
deren Steueraufkommen aus der Ein-

kommen- und Körperschaftsteuer so-
wie der Gewerbesteuerumlage und den 
ausschließlichen Ländersteuern unter 
97 Prozent des Länderdurchschnitts 
liegt. Dabei soll eine Auffüllung auf 95 
Prozent des Länderdurchschnitts erfol-
gen. Die verbleibenden 3 Prozent, die 
bis zum Erreichen des Finanzkraft-
durchschnitts (100 Prozent) fehlen, 
werden durch einen degressiv gestalte-
ten Staffeltarif aufgefüllt. Auf diese 
Weise soll kein dauerhafter Vollaus-
gleich für alle Länder garantiert wer-
den, sondern ein Anreiz für die Neh-
merländer bestehen, sich selber um 
Einnahmen zu bemühen. Diese zweite 
Stufe des Finanzausgleichs wird auf-
grund ihrer beträchtlichen Ausgleichs-
wirkungen als „primärer horizontaler 
Finanzausgleich“ bezeichnet. Das Ge-
samtvolumen des Umsatzsteuervor-
wegausgleichs betrug im Jahr 2012 
rund 7,3 Mrd. Euro. Rund 96 Prozent 
des Volumens, das auf dieser Stufe 
umverteilt wird, kommt den ostdeut-
schen Ländern zugute.  

Die dritte Stufe des Ausgleichssys-
tems bildet der sogenannte Länderfi-
nanzausgleich im engeren Sinne. Er 
wird als „sekundärer horizontaler Fi-
nanzausgleich“ bezeichnet und aus-
schließlich unter den Ländern vollzo-
gen. Vor allem gegen diesen Mecha-
nismus richtet sich die Kritik der Ge-
berländer, da sie auf dieser Stufe insge-
samt rund 7,9 Mrd. Euro alleine im 
Jahr 2012 aufbringen mussten (Bayern: 
3,9 Mrd. Euro, Baden-Württemberg: 
2,7 Mrd. Euro und Hessen: 1,3 Mrd. 
Euro). Zu den Nettoempfängern zähl-
ten auf dieser Stufe vor allem Berlin 
mit 3,3 Mrd. Euro und Sachsen mit 963 
Mio. Euro.  

Bei der Berechnung des horizonta-
len Finanzausgleichs werden verschie-
dene Sonder- und Mehrbedarfe berück-
sichtigt. So wird die Einwohnerzahl 
der Stadtstaaten „veredelt“. Dabei wird 
von einer fiktiven, um 35 Prozent hö-
heren Einwohnerzahl der Länder Ber-
lin, Bremen und Hamburg ausgegan-
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gen. Diese Einwohnerveredelung wird 
mit dem bereits 1932 begründeten 
„Ballungstheorem“ gerechtfertigt. Die-
ses sogenannte „Brechtsche Gesetz der 
Staatsausgaben“ geht davon aus, dass 
die Pro-Kopf-Ausgaben, die bei den 
Ländern durch die Bereitstellung öf-
fentlicher Leistungen anfallen, mit zu-
nehmender Einwohnerdichte einer Ge-
bietskörperschaft überproportional stei-
gen.5 Da von diesem Effekt auch bei 
einer stark abnehmenden Einwohner-
dichte ausgegangen wird, dürfen auch 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt einen finan-
ziellen Mehrbedarf wegen Dünnbesied-
lung geltend machen. Bei den Berech-
nungen des horizontalen Finanzaus-
gleichs werden die Steuereinnahmen 
der Gemeinden auf der Habenseite der 
Länder jeweils nur zu 64 Prozent be-
rücksichtigt. Diese Regelung begüns-
tigt in überproportionaler Weise die 
Geberländer im Finanzausgleich.  

Die vierte Stufe des Finanzaus-
gleichs sieht nach Art. 107 Abs. 2 GG 
vor, dass der Bund „leistungsschwa-
chen Ländern Zuweisungen zur ergän-
zenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Ergänzungszuweisun-
gen)“ gewähren darf. Diese Stufe wird 
als „sekundärer vertikaler Finanzaus-
gleich“ bezeichnet. Mit der Finanzaus-
gleichsreform 2001 ist auch diese Ge-
währung von Bundesergänzungszuwei-
sungen (BEZ) modifiziert worden. So 
sieht das Finanzausgleichsgesetz nur 
noch drei Arten von Bundesergän-
zungszuweisungen vor. Besondere Be-
deutung haben dabei die allgemeinen 
BEZ. Denn diese sorgen dafür, dass fi-
nanzielle „Lücken“, die die finanz-
schwachen Länder nach Durchführung 
der ersten drei Ausgleichsstufen bis zur 
durchschnittlichen Finanzkraft noch 
aufweisen, bis zu einer maximalen 
Obergrenze von 99,5 Prozent ausgegli-
chen werden. Neben  allgemeinen BEZ 
gewährt der Bund den finanzschwa-
chen Ländern bis 2019 Sonderbedarfs-
BEZ „zur Deckung von teilungsbe-

dingten Sonderlasten“ und zum „Aus-
gleich unterproportionaler kommunaler 
Finanzkraft“, zum Ausgleich „über-
durchschnittlich hoher Kosten politi-
scher Führung“ sowie „zum Ausgleich 
von Sonderlasten durch die strukturelle 
Arbeitslosigkeit und der daraus entste-
henden überproportionalen Lasten bei 
der Zusammenführung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfä-
hige“ (§ 11 FAG). Anspruch auf Bun-
desergänzungszuweisungen „zur De-
ckung von teilungsbedingten Sonder-
lasten“ haben ausschließlich die fünf 
ostdeutschen Bundesländer und Berlin. 
Diese bilden den „Korb I“ des Solidar-
pakts II und umfassen ein Gesamtvo-
lumen von rund 105,3 Mrd. Euro. Sie 
sind degressiv ausgestaltet, so dass sie 
jedes Jahr um einen festgelegten Be-
trag schrumpfen. Das Gesamtvolumen 
der im Jahr 2012 vom Bund gewährten 
Ergänzungszuweisungen betrug rund 
12,1 Mrd. Euro.  

Vorschläge zur Reform des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs 

Geht man von einer sehr weit gefassten 
Finanzausgleichsdefinition aus, wo-
nach der Finanzausgleich als ein Sys-
tem verstanden werden muss, das der 
Aufgaben-, Einnahmen- und Ausga-
benverteilung zwischen den bundes-
staatlichen Ebenen dient, stünde vor 
einer eigentlichen Reform des Aus-
gleichssystems folgerichtigerweise ei-
ne grundlegende Aufgabenkritik. In 
diesem Kontext wäre dann zu fragen, 
welche Aufgaben Bund, Länder und 
Gemeinden zu erfüllen haben und ent-
sprechend finanzieren müssen. Dabei 
müsste geklärt werden, welche Pflicht-
aufgaben unabweisbar von Bund und 
Ländern zu erbringen sind, und welche 
Aufgaben zum Katalog der freiwilligen 
öffentlichen Leistungen zählen. Wie 
schwer es ist, öffentliche Aufgaben, 
Ausgaben und Einnahmen unter kon-
sequenter Berücksichtigung ihrer je-
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weiligen Wechselbezüge systematisch 
und umfassend politisch zu verhandeln, 
hat die Föderalismusreform I von 2006 
gezeigt: Finanzverfassungsfragen wur-
den – aufgrund ihrer Komplexität – 
weitgehend losgelöst von der Kompe-
tenz- und Aufgabenverteilung zwi-
schen Bund und Ländern erst 2009 im 
Rahmen der Föderalismusreform II 
verhandelt und hier auch nur teilweise.  

In den Bereich der Aufgabenkritik 
fallen Reformvorschläge, die eine prin-
zipielle Änderung an dem Lasten-
teilungsgrundsatz zwischen Bund und 
Ländern vornehmen wollen. Das 
Grundgesetz bestimmt, dass jeweils die 
Ebene, die für die Ausführung von ho-
heitlichen Aufgaben zuständig ist, auch 
für die entsprechende Finanzierung auf-
kommen muss (Art. 104 a Abs. 1 GG). 
Dieses Prinzip der Vollzugskonnexität 
hat es dem Bund in der Vergangenheit 
immer wieder ermöglicht, Aufgaben auf 
Länder und Kommunen zu überwälzen, 
ohne eine hinreichende Finanzierung si-
cherstellen zu müssen. Denn im Ver-
hältnis zwischen Bund und Kommunen 
gilt das Konnexitätsprinzip nicht, da 
zwischen beiden Ebenen keine direkten 
Finanzbeziehungen bestehen dürfen. 
Als Alternative wird deshalb oft die 
Einführung des Prinzips der Veranlas-
sungskonnexität („wer bestellt, der be-
zahlt“) vorgeschlagen. Danach müsste 
die Ebene die finanziellen Lasten tra-
gen, die entsprechende Aufgaben veran-
lasst. Eine Schwierigkeit dieses Re-
formvorschlages besteht jedoch darin, 
dass damit zwar eine finanzielle Entlas-
tung der klammen Länder und Kommu-
nen verbunden wäre. Allerdings würden 
dann zunehmend kommunale Aufgaben 
mit einem eindeutigen Bürgerbezug an 
den Bund delegiert.  

Modifizierung der 
Steuerzerlegung  

Insbesondere die Stadtstaaten fordern 
immer wieder, dass die Regeln zur 
Aufteilung des Steueraufkommens 
zwischen den Ländern geändert wer-
den. Die Kritik richtet sich dabei vor 
allem gegen das sogenannte Wohnort-
prinzip zur Erhebung der Lohn- und 
Einkommensteuer sowie das für die 
Körperschaftsteuer geltende Betriebs-
stättenprinzip. Danach fließt das Auf-
kommen aus der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer den Kommunen 
und Ländern zu, in denen die Bürger 
wohnen bzw. Unternehmen ihren Fir-
mensitz haben. Die hohe Zahl an Ein-
pendlern, die zwar in Städten arbeitet, 
aber im Umland wohnt, begünstigt so 
die umliegenden Wohngemeinden bei 
der Zuteilung des Steueraufkommens. 
Zu den Ländern, die von dieser Rege-
lung profitieren, zählen vor allem Nie-
dersachen, Schleswig-Holstein und 
Brandenburg. Und dies, obwohl Bre-
men, Hamburg und Berlin auch öffent-
liche Infrastrukturleistungen (wie 
Sport- und Kultureinrichtungen, Bil-
dungsstätten etc.) für das Umland be-
reitstellen. Der fehlende Ausgleich för-
dere ein „Trittbrettfahrerverhalten“ der 
Umlandgemeinden, da Bürger auf das 
Angebot der Mittel- und Oberzentren 
verwiesen werden, um so Kosten zu 
sparen.  

Neben einer Reform der Steuerzer-
legung wären auch Ausgleichzahlun-
gen zwischen den betroffenen Bundes-
ländern denkbar. Als problematisch 
erweist sich jedoch die exakte Quanti-
fizierung solcher wechselseitigen Kos-
ten-Nutzen-Relationen. Denn auch die 
Einpendler-Städte profitieren in einem 
gewissen Umfang von der höheren 
Auslastung ihrer öffentlichen Infra-
struktur („economies of scale“). Eine 
grundlegende Reform der Steuerzerle-
gung einzelner Verbundsteuern birgt 
gravierende Risiken. Denn im Voraus 
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lassen sich die exakten Verteilungs-
wirkungen für Bund und Länder kaum 
quantifizieren – vor allem in so 
schwierigen konjunkturellen Zeiten, 
wie sie seit Ausbruch der Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008/2009 bestehen. 
Da politische Akteure für gewöhnlich 
unkalkulierbare Risiken scheuen und 
die mit einer solchen Reform verbun-
denen Unsicherheiten auch Folgen für 
den darauf aufbauenden Finanzaus-
gleich hätten, scheint eine entspre-
chende Änderung politisch eher un-
wahrscheinlich.         

Abschaffung des horizontalen 
Finanzausgleichs?  

Ein vollständiges Abschaffen des hori-
zontalen Finanzausgleichs im engeren 
Sinne bzw. ein massives Absenken 
seines Umverteilungsvolumens wird 
vor allem von den Geberländern gefor-
dert. Aber auch in der Wissenschaft 
gibt es diverse Stimmen, die dies be-
fürworten. Mit Blick auf das gesamte 
Steueraufkommen in der Bundesrepub-
lik, das 2012 erstmalig die Marke von 
600 Mrd. Euro überschritten hat, ist der 
horizontale Finanzausgleich mit rund 8 
Mrd. Euro von eher marginaler Bedeu-
tung. Problematisch ist allerdings die 
Lastenverteilung auf wenige Länder. 
Vor diesem Hintergrund scheint ein 
gewisses Entgegenkommen der Neh-
merländer in den nun anstehenden Re-
formverhandlungen unausweichlich. 
Denkbar wäre ein Ausbau des soge-
nannten Prämienmodells. Nach dieser 
2001 im Konsens getroffenen Verein-
barung werden überproportionale 
Mehreinnahmen aus Ländersteuern je 
Einwohner gegenüber dem Vorjahr zu 
12 Prozent ausgleichsfrei gestellt, so 
dass sie nicht mit in die Berechnungen 
der Ausgleichsverpflichtungen der 
Länder einfließen. Eine weitere Re-
formmöglichkeit bestünde in einer 
vollständigen Einbeziehung der kom-
munalen Finanzkraft in die Finanzaus-

gleichsberechnungen. Damit wären je-
doch höhere Ausgleichsverpflichtun-
gen der Geberländer verbunden. Diese 
würden allerdings von einer vielfach 
geforderten Abschaffung der Einwoh-
nerveredelung der Stadtstaaten massiv 
profitieren.  

Eine komplette Abschaffung des 
Länderfinanzausgleichs im engeren 
Sinne scheint politisch kaum konsens-
fähig, da damit ein Systemwechsel 
verbunden wäre. Denn der horizontale 
Ausgleich müsste zumindest teilweise 
durch eine neue Form des vertikalen 
Ausgleichs kompensiert werden. Dabei 
besitzt die „brüderliche“ Komponente 
des Finanzausgleichs durchaus einen 
Eigenwert.6 Ihre Rechtfertigung leitet 
sich aus dem vom Bundesverfassungs-
gericht postulierten „Prinzip des bündi-
schen Einstehens füreinander“ im deut-
schen Föderalismus ab. Eine rein verti-
kale Lösung für den Finanzausgleich, 
wie z. B. in den USA, könnte langfris-
tig zu einer Schwächung der horizonta-
len Bande unter den Ländern führen – 
eine Entwicklung, die sich ohnehin 
schon aufgrund der wachsenden Unter-
schiede in der Wirtschaftskraft be-
obachten lässt. Somit bedarf es in die-
ser Frage letztlich ebenfalls einer poli-
tischen Grundsatzentscheidung.      

Die Gewährung von Bundesergän-
zungszuweisungen im Rahmen des Fi-
nanzausgleichs steht im freien Ermes-
sen des Bundes und soll nur „subsidiä-
re Wirkungen“ entfalten.7 Vertikale 
Zuweisungen dieser Art bergen immer 
die Gefahr einer finanziellen Abhän-
gigkeit. Nicht umsonst wird in diesem 
Kontext immer wieder das Bild vom 
„goldenen Zügel“ des Bundes benutzt, 
der sich durch solche Zuweisungen in 
Zuständigkeitsbereiche der Länder 
einmischen könne, für die er formal 
keine Kompetenz besitzt. Auf die Bun-
desergänzungszuweisungen trifft dies 
nur bedingt zu. Denn konkrete Aufla-
gen zur Verwendung dieser Zuweisun-
gen existieren faktisch nicht. Dies gilt 
vor allem für die allgemeinen BEZ, die 
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zur Anhebung der allgemeinen Finanz-
kraft der Länder dienen. Darüber hin-
aus hat der Bund in den vergangenen 
Jahren darauf geachtet, dass Bundeser-
gänzungszuweisungen befristet und 
degressiv gewährt sowie in Abständen 
überprüft werden. Vor allem mit Blick 
auf die Sonderbedarfs-BEZ wegen 
„überdurchschnittlich hoher Kosten po-
litischer Führung“ besteht ein Begrün-
dungsdefizit im geltenden Finanzaus-
gleichsgesetz, da zehn von sechzehn 
Bundesländern diese Zuweisungen er-
halten. Denn wenn die Mehrzahl der 
Länder schon finanzielle Ressourcen 
zur Aufrechterhaltung der eigenen Ver-
waltung benötige, stelle sich – so die 
Kritiker – die grundsätzliche Frage 
nach ihrer Existenzberechtigung.   

Im Zuge einer grundlegenden Re-
form des Finanzausgleichs ließe sich 
darüber nachdenken, inwieweit weitere 
Finanzbedarfe der Länder über das In-
strument der Bundesergänzungszuwei-
sungen abgewickelt werden könnten. 
Zu denken wäre dabei vor allem an 
Ausgleichszuweisungen, die der Bund 
den Ländern derzeit außerhalb des Fi-
nanzausgleichs gewährt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat mehrfach fest-
gestellt, dass im bestehenden Aus-
gleichssystem grundsätzlich keine spe-
zifischen Finanzbedarfe der Länder in 
Rechnung gestellt werden dürfen. Aus-
nahmen sind nur punktuell – insbeson-
dere im Bereich der vom Bund ge-
währten Ergänzungszuweisungen – zu-
lässig. Den grundlegenden Vertei-
lungsmaßstab bildet ansonsten der 
„abstrakte Bedarfstatbestand“ des Ein-
wohners, wonach für alle rund 82 Mio. 
Einwohner in der Bundesrepublik ein 
gleicher öffentlicher Finanzbedarf un-
terstellt wird. Eine Berücksichtigung 
von weiteren Bedarfstatbeständen im 
Finanzausgleich käme mithin einem 
Systemwechsel gleich, der einer politi-
schen Grundsatzentscheidung bedürfte. 
Indikatoren für neue Bedarfstatbestän-
de könnten z. B. die Arbeitslosenquote, 
der Altenquotient, ein Demographie-

faktor oder die Bevölkerungsdichte 
sein.8  

Reformansätze jenseits des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs  

Da die Grundstrukturen des Finanz-
ausgleichs zwischen Bund und Län-
dern in den vergangenen Jahrzehnten 
nicht grundlegend verändert worden 
sind, erscheint eine Totalrevision auch 
in absehbarer Zeit wenig realistisch. 
Mit Blick auf die historischen Erfah-
rungen sind vielmehr pfadabhängige 
und kleinschrittige Weiterentwicklun-
gen wahrscheinlicher. In Reformver-
handlungen muss das Ausgleichssys-
tem deshalb mit anderen Regelsyste-
men der Finanzverfassung verknüpft 
werden, um so eine hinreichend große 
Verhandlungsmasse für politische 
Kompromisse zwischen Bund und 
Ländern sowie den Ländern unterei-
nander zu schaffen.    

Altschuldenfrage 

Wahrscheinlich dürfte deshalb z. B. ei-
ne Verknüpfung mit Ansätzen zur „Lö-
sung“ der Altschuldenfrage werden, 
die seit Längerem im politischen und 
wissenschaftlichen Raum diskutiert 
werden. Bereits in den Verhandlungen 
zur Föderalismusreform II hatten ver-
schiedene Ministerpräsidenten für eine 
Zusammenführung sämtlicher Alt-
schulden der Länder plädiert. Einen 
ähnlichen Vorschlag hat in jüngster 
Zeit der Bürgermeister der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Olaf Scholz 
(SPD), unterbreitet. Kernstück dieses 
Ansatzes bildet die Zusammenführung 
sämtlicher Altschulden der Länder 
(ohne Kommunen) beim Bund. Dabei 
handelte es sich im Jahr 2011 immer-
hin um rund 615,42 Mrd. Euro. Der 
Bund verbliebe auf diese Weise ab 
2020 als alleiniger Schuldner auf den 
Finanzmärkten präsent. Als Kompen-
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sation dafür würde er jährlich das 
komplette Aufkommen aus dem Soli-
daritätszuschlag erhalten (2011: rund 
12 Mrd. Euro). Die Tilgungsdauer für 
die gebündelten Verbindlichkeiten soll 
dabei auf 50 Jahre gestreckt werden. 
Mit den dadurch gewonnenen Zinser-
sparnissen sollen die Länder – je nach 
Finanzkraft – an der Tilgung des Bun-
des beteiligt werden. Zum anderen sol-
len sie dadurch ihre Haushalte stabili-
sieren, wovon vor allem die ostdeut-
schen Länder profitieren würden.  

Dieser Vorschlag besticht durch 
die damit verbundene „Befreiungs-
schlagslogik“: Sämtliche Länder wer-
den zu einem Stichtag von ihren Alt-
lasten befreit und können im Zuge ei-
nes „Neuanfangs“ ihren Willen zur 
Konsolidierung sowie zur Einhaltung 
der ab 2020 verbindlichen Schulden-
bremsen unter Beweis stellen. Im Ide-
alfall könnte auf diese Weise zudem 
ein Beitrag zur vielfach geforderten 
Stärkung der Länderautonomie geleis-
tet werden. Allerdings bleiben bei die-
sem Vorschlag diverse Fragen klä-
rungsbedürftig. So sieht das Hambur-
ger Modell bisher keine Einbeziehung 
der kommunalen Verschuldung vor 
(2011: 129,643 Mrd. Euro plus 44 
Mrd. Euro Kassenkredite). Darüber 
hinaus wäre zu klären, wie eine Über-
tragung von Schuldtiteln von den Län-
dern auf den Bund technisch organi-
siert werden könnte. Widerstand wäre 
von den Ländern zu erwarten, die in 
der Vergangenheit einen vergleichs-
weise geringeren Anstieg der Pro-
Kopf-Verschuldung aufzuweisen hat-
ten – insbesondere Sachsen, Bayern 
und Baden-Württemberg. Auch der 
Bund hätte nur marginale Vorteile, 
wenn er diesem Modell zustimmen 
würde. Unabhängig davon haben die 
extrem hochverschuldeten Länder Bre-
men, Saarland, Berlin und Sachsen-
Anhalt schon darauf hingewiesen, dass 
sie selbst bei einer kompletten Über-
nahme ihrer Altschulden durch den 
Bund nicht ohne Kreditaufnahme aus-

kommen würden. Als Begründung da-
für werden Ausgabenverpflichtungen 
durch bundesgesetzlich normierte Auf-
gaben genannt, die nach wie vor deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt lie-
gen.  

Eine Übertragung sämtlicher Alt-
schulden an eine neu zu schaffende, 
von Weisungen des Bundes und der 
Länder unabhängige „Deutsche Fi-
nanzagentur“ in Rechtsform einer Stif-
tung öffentlichen Rechts, die formal 
dem Bundespräsidenten zugeordnet 
wird, scheint wenig realistisch – zumal, 
wenn ihr „zusätzlich zur Verwaltung 
der Haushaltsschulden des Bundes 
auch die Verwaltung der Schulden aller 
Nebenhaushalte des Bundes übertra-
gen“ werden soll.9 Solche Konstruktio-
nen sind unter demokratietheoretischen 
Gesichtspunkten höchst fragwürdig, da 
auf diese Weise politische Entschei-
dungsgewalt an vermeintlich unpoliti-
sche Sachverständigengremien dele-
giert würde.  

Gemeinschaftsaufgaben und 
Geldleistungsgesetze 

Die Abschaffung der Gemeinschafts-
aufgaben (Art. 91 a bis d) und Finanz-
hilfen (Art. 104 b GG) sowie der Geld-
leistungsgesetze (Art. 104 a Abs. 4 
GG) wird schon so lange gefordert, wie 
es diese Finanzierungsformen gibt. Die 
Kritik richtet sich dabei vor allem ge-
gen die Eingriffe des Bundes in origi-
näre Kompetenzbereiche der Länder 
und die damit verbundene Beschnei-
dung ihrer Autonomie. Gerade die Er-
gebnisse der Föderalismusreform I zei-
gen jedoch, wie schwierig es offenbar 
ist, Gemeinschaftsaufgaben abzuschaf-
fen. Denn der vielfach kritisierte „Ge-
wöhnungseffekt“ hat bisher verhindert, 
dass es zu einer vollständigen Abschaf-
fung ohne Kompensationen kam. Statt-
dessen wurde mit Art. 143c GG eine 
finanzielle Kompensationsregel  (Über-
gangsfinanzierung) mit Verfassungs-
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rang geschaffen. Zudem wurde im Zu-
ge der Hartz-IV-Reform – und damit 
parallel zu den Entflechtungsbemü-
hungen in der Föderalismuskommissi-
on I – mit der Beteiligung des Bundes 
an den Kosten für Unterkunft und Hei-
zung im Rahmen der Hartz-IV-Leis-
tungen die größte Mischfinanzierung 
aller Zeiten mit einem Volumen von 
rund 2,5 Mrd. Euro geschaffen. Bei al-
len Modellen, die zur finanziellen 
Kompensation der Länder für den Fall 
einer möglichen (Teil-)Abschaffung 
der Gemeinschaftsaufgaben und Inves-
titionshilfen diskutiert werden, kann 
eine Zustimmung zu einer Reform vor 
allem von den Ländern nicht erwartet 
werden, für die damit finanzielle Ein-
bußen verbunden wären.  

Ausblick: Reform des 
Finanzausgleichs – quo vadis? 

Die Analyse des bestehenden Finanz-
ausgleichs zwischen Bund und Län-
dern sowie der derzeit diskutierten Re-
formansätze zeigt, dass ein großer 
Wurf auch in der nächsten Verhand-
lungsrunde von Bund und Ländern 
nicht zu erwarten steht. Im Gegenteil: 
die Verhandlungen dürften aufgrund 
der gefestigten Grundstrukturen des 
Systems noch schwieriger, zäher und 
langwieriger werden. Trotz entspre-
chender Vorbereitungen durch die ver-
antwortlichen Ministerien von Bund 
und Ländern waren es in der Vergan-
genheit stets die Ministerpräsidenten 
der Länder sowie der Bundesfinanzmi-
nister und der Bundeskanzler, die die 
Lösung in verfahrenen Finanzaus-
gleichskonflikten herbeigeführt haben. 
Die  Parlamente wurden meist erst 
nach einer Einigung über die zentralen 
Eckpunkte und Verteilungswirkungen 
einbezogen. Die parlamentarische Zu-
stimmung hatte nachvollziehenden so-
wie begleitenden Charakter. Nur wenn 
die Finanzausgleichsmaterie mit weite-
ren Fragen der Finanzverfassung ver-

knüpft und auf die Verhandlungsagen-
da gesetzt wird, scheint die Einsetzung 
einer Föderalismuskommission III rea-
listisch. Nach den Erfahrungen der Jah-
re 2003 bis 2009 und den eher beschei-
denen Ergebnissen der beiden ersten 
Reformkommissionen ist das Interesse 
an der Einrichtung eines entsprechen-
den Gremiums derzeit jedoch eher be-
grenzt. Vor allem die Ministerpräsiden-
ten fürchten, dass durch eine Einbezie-
hung der Parlamente die Zahl der zu 
berücksichtigenden Vetospieler mit Ei-
geninteressen steigt. 

Um zu vermeiden, dass die glei-
chen verhärteten Fronten und Konflikte 
entstehen, wie in der letzten Finanz-
ausgleichsrunde in den Jahren 1999 bis 
2001, dürfte die Entwicklung neuer 
Leitbilder für die Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern von zent-
raler Bedeutung sein. Ist die Diskre-
panz zwischen verschiedenen Leitvor-
stellungen für einzelne politische Re-
formvorhaben zu groß, gestaltet sich 
eine Einigung meist schwierig. Dies 
hat sich in den letzten Finanzaus-
gleichsverhandlungen gezeigt, als die 
Geberländer die abstrakte Forderung 
nach Einführung eines „Wettbewerbs-
föderalismus“ bemühten, der auf eine 
größere Finanzautonomie der Länder 
sowie eine Senkung des Ausgleichsni-
veaus im Finanzausgleich zielte. Die 
Nehmerländer hingegen verwiesen auf 
die Bestimmungen im Grundgesetz, die 
die Herstellung „gleichwertiger“ (Art. 
72 Abs. 2 GG) bzw. „einheitlicher Le-
bensverhältnisse“ (Art. 106 Abs. 3 GG) 
im gesamten Bundesgebiet postulieren 
und interpretierten diese fälschlicher-
weise als Verfassungsgebot. Die Ge-
gensätzlichkeit beide Argumentati-
onsmuster trug ganz maßgeblich zu ei-
ner Verfestigung der politischen Fron-
ten bei, da beide Leitbilder auch in ide-
eller Hinsicht nicht anschlussfähig wa-
ren. Eine Wiederbelebung dieser Aus-
einandersetzung in den nun anstehen-
den Reformverhandlungen scheint des-
halb wenig erfolgversprechend. Als 
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Ansatz böte sich für die Länder statt-
dessen eine ehrliche Infragestellung 
der eigenen Rolle im deutschen Bun-
desstaat an: in welchen Politikberei-
chen besteht – vor allem aufgrund der 
regionalen Bezüge – ein Gestaltungs-
wille, der sich auch vor dem Hinter-
grund globaler Handlungserfordernisse 
sowie den Präferenzen der Bevölke-
rung mit den bestehenden oder zu er-
weiternden administrativen und finan-
ziellen Ressourcen realistischer Weise 
verwirklichen lässt?    

In der ganzen Debatte um die Re-
form des Bund-Länder-Finanzaus-
gleichs muss immer wieder darauf hin-
gewiesen werden, dass es keine opti-
male und dauerhaft verbindliche Fi-
nanzverfassung geben kann. Dagegen 
spricht die Dynamik, mit der sich föde-
rale Mehrebenensysteme ihrer sich 
wandelnden Umwelt anpassen (müs-
sen). Die Höhe des Volumens, das im 
Finanzausgleich zwischen den bundes-
staatlichen Ebenen umverteilt wird, 
kann immer nur Ausfluss einer politi-
schen Verständigung auf Zeit sein. 
Weder aus dem Grundgesetz, noch aus 
der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts lassen sich dafür quanti-
tative Obergrenzen ableiten, die eine 
dauerhafte Gültigkeit beanspruchen 
könnten. Auch wissenschaftlich lassen 
sich keine exakten Verteilungsregeln 
konstruieren – auch wenn dies hin und 
wieder in finanzwissenschaftlichen 
Diskussionen suggeriert wird. Insofern 
ist die Finanzausgleichsdiskussion eine 
„never ending story“, die auch nach der 
nun anstehenden Reformdebatte weiter 
gehen wird. 
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